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Teenagerdürfennunauch
mitModernageimpftwerden
Coronapandemie Wie das Heil-
mittelinstitut Swissmedic ges-
tern Montag mitteilte, wurde die
befristete Zulassung des Moder-
na-Impfstoffs Spikevax auf 12-
bis 17-Jährige erweitert. Die er-
weiterte Zulassung basiert auf
einer Studie mit rund 3700 Kin-
dern und Jugendlichen in der Al-
tersgruppe. Wie Swissmedic
schreibt, zeigte sich dabei eine
vergleichbare Immunreaktion
wie bei jungen Erwachsenen
zwischen 18 und 25 Jahren. 14
Tage nach der zweiten Dosis
habe der Impfstoff eine Wirk-
samkeit von gegen 93 Prozent
gezeigt, schreibt Swissmedic
weiter. Auch die häufigsten

Nebenwirkungen seien bei 12-
bis 17-Jährigen ähnlich wie bei
den über 18-Jährigen. Anfang
Juni hat Swissmedic bereits den
Covid-19-Impfstoff von Pfizer/
Biontech für 12- bis 15-Jährige
zugelassen.

DerAnstiegderNeuinfektio-
nen mit dem Coronavirus setzte
sichamvergangenenWochenen-
de weiter fort. Seit Freitag sind
dem BAG 3144 positive Corona-
tests aus der Schweiz und Liech-
tenstein gemeldet worden. Pro
Tag sind das im Schnitt 1048.
Zum Vergleich: Vor einer Woche
meldetedasBAGübersWochen-
ende noch 2019 Ansteckungen –
rund 673 pro Tag. (chm)

LehrerwollenCO2-Messgeräte
In allen Klassenzimmern soll die Luftqualität überprüft werden – zum Schutz vor Corona.

Mehr Schutz vor Corona in den
Klassenzimmern: Das fordern
die Schweizer Lehrer. Zum Start
des Schuljahres appelliert der
Lehrerverband LCH an die Be-
hörden, für ein besseres Ge-
sundheitsmanagement an den
Schulen zu sorgen.

Besonderes Augenmerk legt
er dabei auf die Luftqualität in
den Klassenzimmern. So fordert
der LCH, dass sämtliche Klas-
senzimmer noch in diesem Jahr
mit CO2-Messgeräten ausgerüs-
tet werden sollen. Der Gesund-
heitsschutz von Lehrern und
Schülern müsse Vorrang haben.
Dazu reiche es nicht, sich auf das

Öffnen der Fenster zu beschrän-
ken, so der Verband.

InBasellandsindkantonale
Schulenausgerüstet
Mit den CO2-Messgeräten wird
die Luftqualität überwacht. Sie
zeigen an, wann ein Raum
schlecht belüftet ist, womit das
Risiko einer Übertragung des
neuen Coronavirus über die
Luft– durch Aerosole – steigt.
Inzwischen ist es gut belegt,
dass diese eine wichtige Rolle
bei der Übertragung von Co-
vid-19 spielen.

Die wissenschaftliche Task-
force hat schon im Frühling ge-

schrieben, dass CO2-Messgerä-
te im Kampf gegen die Pande-
mie ein «zu wenig genutztes
Mittel» seien. Es sei wünschens-
wert, jedes Klassenzimmer mit
einem solchen Gerät auszurüs-
ten. Bisher passiert das nur sel-
ten. Etwa in Baselland, wo alle
kantonalen Schulen – Sekundar-
schulen, Mittelschulen und Be-
rufsfachschulen – seit Mai mit
Messgeräten ausgerüstet sind.

Neben den CO2-Messgerä-
ten hat der Lehrerverband ges-
tern weitere Wünsche präsen-
tiert. So sollen Lehrpersonen im
Hinblick auf mögliche Auffri-
schungsimpfungen prioritär be-

handelt werden, um Quarantä-
nen zu vermeiden. Zudem wie-
derholen die Lehrerverbände
ihre Forderung, für Schulen sei-
en Gesundheitsschutzbeauf-
tragte auszubilden. Neben der
Luftqualität sollen sich diese
auch mit Beleuchtung, Schall-
dämmung oder Ergonomie aus-
einandersetzen.

Die bereits eineinhalb Jahre
dauernde Coronakrise habe vie-
le Lehrer an den Rand der Er-
schöpfung gebracht, schreiben
die Verbände. Es sei deshalb
auch wichtig, auf die psychische
Gesundheit der Lehrpersonen
achtzugeben. (ag/dow)

EinBernerSonderrechtsorgt fürÄrger
Der Bund subventioniert eine Stadtberner Schule für Kinder französischsprachiger Beamter. Nun setzen sich Kantone dagegen zur Wehr.

Sven Altermatt

Dies ist die Geschichte eines
Sonderrechts, das schweizeri-
scher vielleicht kaum sein könn-
te. Vorderhand geht es um einen
verhältnismässig verschwin-
dend kleinen Beitrag aus der
Staatskasse: um rund 1,3 Millio-
nen Franken pro Jahr. Aber das
Geld ist eine jener Bundesberner
Kleinigkeiten, aus denen ur-
plötzlich etwas ganz Grosses sti-
lisiert wird: eine Frage des natio-
nalen Zusammenhalts.

DanngehtesbaldumdenIn-
teressenausgleich zwischen den
Landesteilen und die Wesensar-
ten einer Willensnation. Um den
Willen,anderssprachigeSchwei-
zerinnen und Schweizer zu ver-
stehen. Um sorgfältig tradierte
Identitätsmerkmale.Undesgeht
in diesem Lehrstück darum, wie
lange ein Sonderrecht eigentlich
seine Berechtigung hat. Oder ab
wann es bloss noch darum geht,
Althergebrachtes zu bewahren.

Die 1,3 Millionen Franken
setzt der Bund ein, um die kan-
tonale französischsprachige
Schule – kurz ECLF – in der Stadt
Bern zu unterstützen. Schon seit
61 Jahren leistet er Finanzbeiträ-
geandenKantonBern,demTrä-
ger der Schule. Damit ist sie ein
absolutes Unikum. Dank der
Unterstützung des Bundes kön-
nen Kinder von Angestellten der
Bundesverwaltung die obligato-
rische Schule in französischer
Sprache besuchen; ebenso Kin-
der, deren Eltern bei «Organisa-
tionen im Interesse des Bundes»
angestellt sind.Unterrichtetwird
bis zur Sekundarstufe I, und
zwargemässdem«Pland’études
romand».

Die Zuschüsse an die ECLF –
sie decken immerhin einen Vier-
tel der Betriebskosten – sind ei-
gens in einem Bundesgesetz ge-
regelt. Der Bundesrat hat dieses
Anfang Jahr in die Vernehmlas-
sung geschickt. Notwendig ist
eine Totalrevision. Denn dasGe-
setz aus dem Jahr 1981 müsse
den aktuellen subventionsrecht-
lichen Vorschriften und Verfah-
ren angepasst werden. Daran,
dass sich der Bundesbeitrag auf
25 Prozent der Betriebskosten
beläuft, soll sich nichts ändern.
Das Gesetzesvorhaben stiess,

wie beim formalistischen Klein-
Klein dieser Art üblich, auf kei-
nen medialen Widerhall. Ein ab-
solutes Routinegeschäft.

Das wäre es wohl auch ge-
blieben. Gäbe es nicht unver-
hofft erbitterten Widerstand

gegen die Bundesunterstützung.
Während das Gros der Kantone
gegen den ECLF-Beitrag nichts
einzuwenden hat oder sich erst
gar nicht damit befassen mag,
kommt aus der Zentralschweiz
und aus der Ostschweiz nun
Fundamentalopposition. Feder-
führend sind auf der einen Seite
Zug und Luzern, auf der ande-
ren ist es St.Gallen.

Finanziell potenteZuger
nervensichbesonders
Diese Kantone haben die Geset-
zesänderung zu einer «Frage
von grundsätzlicher Bedeutung
hochgeschaukelt», wie es ein
kantonaler Bildungsbeamte hin-
ter vorgehaltener Hand formu-
liert. Aus ihrer Sicht steht der
Beitrag quer in der Landschaft.

Da können andere Kantone
noch so lange die Bundesverfas-
sung bemühen und auf «die Ver-
ständigung und den Austausch
zwischen den Sprachgemein-
schaften» verweisen.

Besonders gross ist das Unbeha-
gen im finanziell potenten Kan-
ton Zug. Sein Regierungsrat
schickte eine gepfefferte Stel-
lungnahme nach Bern. «Die be-
stehende Privilegierung franzö-
sischsprachiger Bundesange-
stellter ist aus der Zeit gefallen
und soll aufgehoben werden»,
fordert er darin. Diesen stellten
sich in Bern schliesslich die glei-
chen Probleme wie italienisch-
oder rätoromanischsprachigen
Angestellten.

Die Zuger sind sich denn
auch nicht zu schade, auf die
Zahlungen in den nationalen Fi-
nanzausgleich zu verweisen.
Über diesen werde der Kanton
Bern als Träger der Schule für
die wirtschaftlichen Lasten, die
ihm durch die Bundesverwal-
tung erwachsen, hinlänglich
entschädigt. Da brauche es kei-
ne zusätzlichen Subventionen.

Ebenso verweisen die Zuger
auf den regen Pendelverkehr
Bern–Romandie. Lediglich

23 Minuten dauere etwa die
Zugfahrt von Freiburg nach
Bern, rechnet der Regierungsrat
gar vor. «Somit wäre es den Kin-
dern dennoch möglich, in Frei-
burg eine lokale französisch-
sprachige Schule zu besuchen.»

Ähnlich äussert sich der Lu-
zerner Regierungsrat. Ange-
sichts der «enormen Verbesse-
rung der Mobilität» lasse sich
die Mitfinanzierung des Bundes
heute kaum mehr rechtfertigen,
hält er fest. 1981 hatte knapp
über die Hälfte der Schülerin-
nen und Schüler an der ECLF
mindestens ein Elternteil, der
direkt in der Bundesverwaltung
arbeitete. Heute ist dies noch bei
17 Prozent der Fall.

BessereineSchule füralle,
findetman inSt.Gallen
Die kritischen Kantone hegen
überdies pädagogische Beden-
ken: Dient eine separate Schule
wirklich der Verständigung zwi-
schen den Sprachgemeinschaf-

ten? So findet der St.Galler Re-
gierungsrat, dass Kinder mit
französischer Muttersprache im
Primarschulalter gut an eine
deutschsprachige Schule wech-
seln könnten.

Auch im Kanton St.Gallen,
dessen Hauptstadt das Bundes-
verwaltungsgericht beherbergt,
seien solche Fälle dokumentiert.
Die Subventionierung einer ein-
zelnen Schule mit Bundesgel-
dern kann aus Sicht des Regie-
rungsrats «einzig aus histori-
schen Gründen erklärt werden».

Tatsächlich wird die Geset-
zesrevision im erläuternden Be-
richt aus dem Departement von
Bundespräsident Guy Parmelin
vornehmlich als Fortschreibung
einer Tradition verkauft. Dessen
Beamte werten die Vernehmlas-
sung derzeit aus. Dass aus eini-
gen Kantonen gleich eine Total-
abfuhr kommt; dass die Meta-
pher der «idée suisse» diesmal
kein Selbstläufer ist: Sie haben
es wohl nicht kommen sehen.

«Diebestehende
Privilegierung
französisch-
sprachiger
Bundesangestellter
ist ausder
Zeit gefallen.»

Regierungsrat
desKantonsZug

In der Bundesstadt Bern gibt es eine Schule wie keine zweite: die «Ecole cantonale de Langue française». Bild: Gaëtan Bally/Keystone


